
Der Vorsitzende der 
Gemeindevertretnng Gründan 

An die Mitglieder 
- der Gemeindevertretung 
- des Gemeindevorstandes 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gründau, den 10. August 2011 

Zur 3. Sitzung der Gemeindevertretung lade ich Sie hiermit ein auf: 

M o n t a g, den 22. August 2011, 20.00 Uhr 
in das Gemeinschaftshaus Niedergründan 

Tagesordnung: 

1. Mitteilungen des Gemeindevorstandes und Anfragen hierzu. 
2. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung einer ehrenamtlichen 

Beigeordneten. 
3. Beratung und Beschlussfassung von Stellungnahmen zu den Anregungen der Träger 

öffentlicher Belange sowie Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan "GolfPlatz 
Hühnerhof' in den Gemarkungen Mittel-Gründau und Lieblos, und Beschluss über die 
Änderung des Flächennutzungsplanes. 

4. Beratung und Beschlussfassung über den Beitritt zur Interessengemeinschaft gegen 
Fluglärm und zur Solidargemeinschaft für die Einfühlung des Nachtflugverbots 
(Antrag der SPD-Fraktion). 

5. Beratung und Beschlussfassung über die Ausweisung des Ronneburger Hügellands als 
Landschaftsschutzgebiet (Antrag der SPD-Fraktion). 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Aufforderung an den Hallenbadzweckver­
band zur Einführung eines differenzierten Umlageverfahrens nach dem Verursacher­
prinzip zur Umverteilung der jäht·lichen Unterdeckung des Hallenbadbetriebs (Antrag 
der SPD-Fraktion). 

7. Anfragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

}; rruv~ <L~ ~ 
(N /r~ert Breunig) 
Vorsitzender 

~Anl1!!!l!al::ge~nl!,: __ Beschlussvorlagen 
Niederschrift der 2. Sitzung 

Fraktionssitzungen: 
SPD: Dienstag, 16.08.2011,20 Uhr, DGH Lieblos, lU. Kollegraum 
CDU: Dienstag, 16.08.2011,20 Uhr, Vereinsheim "Harmonie", Lieblos 
FWG. Dienstag, 16.08.2011, 20 Uhr, Rathaus 



3. Gemeindevertretersitzung am 22.08.2011 

Vorlage zum TOP :J.., 

Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung einer ehrenamtlichen 

Beigeordneten 

1. ln der 2. Sitzung am 06.06.2011 wählte die Gemeindevertretung u. a. Frau Birgit Arndt zur 

ehrenamtlichen Beigeordneten. 

Die Gewählte konnte aus persönlichen Gründen an der Sitzung nicht teilnehmen. 

2. Für die August-Sitzung ist die Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung von 

Frau Arndt vorgesehen. 

3. Bezüglich den Formalien wird auf die Vorlage zum TOP 2 der 2. Sitzung der 

Gemeindevertretung verwiesen. 



3. Gemeindevertretersitzung am 22.08.2011 

Vorlage zum TOP 3 

Betr.: Beratung und Beschlussfassung von Stellungnahmen zu den Anregungen 
der Träger öffentlicher Belange sowie Satzungsbeschluss zum Bebau­
ungsplan "Golfplatz Hühnerhof", in den Gemarkungen Mittei-Gründau und 
Lieblos, und Beschluss über die Änderung des Flächennutzungsplanes 

1. Die Gemeindevertretung hat 07. Sept. 2009 die Änderung des Flächen­
nutzungsplanes sowie die Aufstellung des Bebauungsplanes "Golfplatz 
Hühnerhof", in den Gemarkungen Mittei-Gründau und Lieblos, mit dem Ziel 
beschlossen, eine Erweiterung des bestehenden Golfplatzes am Gut 
Hühnerhof planungsrechtlich vorzubereiten und hierfür Baurecht zu schaffen. 

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom 21. Dez. 
2009 bis einschließlich 25. Jan. 2010 durchgeführt. Die entsprechenden 
Entwürfe mit Begründung konnten im Rathaus eingesehen werden. Die 
vorgetragenen Anregungen wurden in der weiteren Planung berücksichtigt. 

3. Die Offenlegung sowie die Anhörung erfolgte vom 07. Juni bis einschließlich 
08. Juli 2010. Die Stellungnahmen der Träger sind den Mitgliedern des Bau-, 
Planungs- und Verkehrsausschusses und den Fraktionsvorsitzenden als 
Anlage beigefügt. Von Seiten der Bevölkerung wurden keine Anregungen 
vorgetragen. 

4. Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 30. Mai 2011 mit dem 
Tagesordnungspunkt befasst und einstimmig die Annahme empfohlen. 

1. Beschlussfassung zur Abwägung der Änderung des Flächennutzungsplans 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gründau hat die im Rahmen der 
Auslegung der Änderung des Flächennutzungsplans vorgebrachten Anregungen 
sowie die hierzu abgegebenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
und sonstigen Stellen geprüft und beschließt hiermit darüber gemäß der 
beigefügten Abwägung unter I. 

2. Beschlussfassung zur Abwägung des Bebauungsplans 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gründau hat die im Rahmen der 
Auslegung des Bebauungsplans "Golfplatz Hühnerhof" vorgebrachten Anregungen 
sowie die hierzu abgegebenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
und sonstigen Stellen geprüft und beschließt hiermit darüber gemäß der 
beigefügten Abwägung unter I. 



3. Beschluss der Änderung des Flächennutzungsplanes 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gründau beschließt die Änderung des 
Flächennutzungsplans. 
Der Begründung zur Änderung des Flächennutzungsplanes wird zugestimmt. 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Änderung dem Regierungspräsidium 
zur Genehmigung vorzulegen. 

4. Satzungsbeschluss des Bebauungsplans 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Gründau beschließt gemäß § 1 0 Abs. 1 
Baugesetzbuch, in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 09. 2004 (BGBI. I 
S. 2414), geändert durch Artikel 4 des Gesetztes vom 31. 07. 2009 (BGBI. I S. 
2585) den Bebauungsplan. 

"Golfplatz Hühnerhof" 

bestehend aus einer Planzeichnung im Maßstab 1 :2.000 und den textlichen 
Festsetzungen unter Einarbeitung der in der Abwägungsvorlage gefassten 
Beschlüsse als 

Satzung. 

Der Begründung zum Bebauungsplan wird zugestimmt. 

5. Bekanntmachung 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die Genehmigung der Flächennutzungs­
planänderung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekannt zu machen und den 
Bebauungsplan "Golfplatz Hühnerhof", nach Genehmigung des Flächen­
nutzungsplans, gemäß § 1 0 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen und den 
Plan dadurch in Kraft zu setzen. 

5. Die Vorlage wird durch den Bau-, Planungs- und Verkehrsausschuss behandelt. 



Gemeinde Gründau 
Bebauungsplan "Golfplatz Hühnerhof' 
Änderung des FNP 
Offenlage gem. § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB 

Posteingang 

Fristablauf für Stellungnahmen: 12. Juli 2010 

Büro Themas Stand: 21.07.10 
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Anregungen und Hinweise Berücksichtigung in der Planung 

Amt: fUr Straßen-- und 
Verkehrswesen Galnhausen 

Durchschrift 

HESSEN 
~,..~.;&'8'>'-'; 

Amt lilr Slr.l.llen-1111<:1 Vull«<lmr-'1\eSen Gel:lhoJus.eh 
~tlli~!I100S. G$5a Gc!llhu<ls<m 

Aktenzeichen 34c112·B~S7/K909.()12/05-N1SL 

Gemeindevorstand der 
Gemeinde Grilndau 
Postfach 11 65 
63580 Grümfau 

Dst-Nr. 0510 
Bootbeil'llrnn U!a ~a:jii-I.Oih 

Ourl:hwahl 234 

Teltf;Jil 060511832-<IIIS 

E-Mall uta.sdvnaljc-lolh@!t\!;lnl.~efl.de 

O!IW!tt QB.07.2010 

Bauleltplanung der Gemeinde Griihdau im OrtSteif MHtei-Gründau 

Änderung der Fortschreibung des Fläche-nnutzungsplanes 
Bebauungsplan "'Golfplatz Hühnerhof" 

BeteUigung der Träger Öffentlicher Belange gemäß§ 3 {2) 
i. V. m. § 4 {21 BauGB 

Schreiben des RP Darmsta;dl;r;um Antrag der Gemeinde Gründau auf 
ZUlassung einer Abweichung vom RPS 2000 vom 08.09.2009, 

Az.; lll31.1'93d 02107•E 9/09-
Unsere Stellungnahme vom 06.10.2009, Az.: 34b3·8457-012/02·N1SL 
Mall der !MB-Plan vom 26.01.2010, Anhang: VerkehrsuntersUchung 1MB· 
Plan vom Januar 2010, Lageplan {Sehleppkurvennachwels) 

Schreiben des Büros Dr. Thomas vom 10.02.2010 

Unsere Stellungnahme. vom 12.03.2010, 
Az.: 34c112·B457/K909..012/0S.:N.1SL 
Sehreiben der Gem. Gründau vom 21.04.2010 

Besprechung im ASV GN am 20.05 •. 2010 (Teilnehmer. AOAC. Gem. 
GrOndau, IMß..Pian, ASV GN} 
Schrnlben des Büros Dr. Themas vom 31.05.2010 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

1 .0 unter Hinweis auf den Erlass des Hessischen Ministeriums fUrWirtschaft, Ver­
kehr und Landesentwicklung vom 16.07.1998 (StAnz. 31/1998 S. 2326) neh-

Beschlussvorschlag zu 1.0 

Die Anregung, die Erschließung des Plangebiets mit dem ADAC abzustimmen, wurde be­
rücksichtigt. Das positive Ergebnis der Abstimmung wurde dem ASV mitgeteilt und geht, 
soweit die Baufeitplanung davon betroffen ist, in den Bebauungsplan ein. 

Begründung 

Die Erschließung des Golfplatzes muss im Rahmen der Baufeitplanung gesichert werden. Ggf. 
sind Besonderheiten der Abstimmung vertraglich außerhalb des Bebauungsplans zu regeln. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Thomas 
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Anregungen und Hinweise· Berücksichtigung in der Planung 

men winzu -der Ffäi:heTinutz'uf'!9Spfariihld8rung und' dem· s·ebaUungsj;ltan Wie 
folgt:Stellung: 

Die für das Pian9ebiet'vorgesehene Erschlleßungsstraße parallel ·der 8 457 
mit einer Anblndung Im-Kreuzungsbereich ~e 457 I K 909"' ist ein& Privatstraße 
im Eigenrum des'ADAQ-Hessen. 
Für die Anblndung·dl~~er·ErschrteßuhgSSiraße an die Bundessb:aße.besteht 
elna Sondernutzungs_erlai.Jbnis -2:\\lisch.en dem ADAC..H!'Jssen und -dem -Amt fOr 
Straßen- und Vert<ehrswesen Gelohausen (ASV GN) vom '14.11.1985/ 
28.11.'1985.-
Das ·ASV GN hat b1Sh6r keine Kennlnfs darüber,. ob eine Verstäridigung.zwi­
sch611 dem ADAC und dem Golfplatzbetrefber tiber eine gemeinsame Nutzung 
der Erschließungsstraße_ stattgefUnden hal 
FQr den geplanten Golfplatz Ist somit di:e gesicherte·ErsChUeßung noch nicht 
gegeben. 
Sollt.e .es.zu keiner Einigung über d!e gemeinsame Nutzung der Privatstraße 
kommen. is!.Uber. alternative ErschließungsmögHchkeiten nachzudenl<en. 
Über·efne 'Vers~ndlgung-zwlschen dem APAC und -dem G.olfplatzbatreiber ist 
das fJ.SV'GN tn Kenntill$.zu setzen, da ggf. erforderliche Änderung~ in der 
Erschließungsstra:Be zoMschen·dem·ADAC und dem' ASV GN im Rahmen des 
SOndemutzungsverttages :zu·rege:Jn sind. 
Erst wenn dleseVoraussetzungeli ermm sind, karin über erfordertiChe Um~ 
baumaBnahmen Im EinmündungsbereiCh zur B 457 eine Detallabs'tiinmuhg 
erfolgen. 
ln diesem Zosammenh91ig möchten·wtr auf den gemeinsamen Termin (Teil~ 
nehmer: Gemeinde·.Gründau, AOACHessen, Planungsbüro 1MB, ASV GN) 
am 20.05.2010verweisen. Der Setreiber des geplanten Golfpla12es war ·eben­
falls eingeladen,· ist jedoch nicht erschienen. 

1. 1. Einwendungen mit-rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzll­
che.r Rege/ungen·die ohne Zustimmung, Befreitll1g oder lihrilche.s der 
FachbeMrde lri dar Abliliigung nicht überwunden werden können: 

Entlang des PlangebielßS parallel derB 457 ist das ZUfahrtSverbOt 
- Bereich ohne Ein• und AUSfahrt gemäß Pfanz V~ durchgängig feslzu­
setzen. 
Die im Beb<:!uungsplan. dargestellte Anbindung an die. 8 457 rn Höhe 
de~rADAC~Schulungf[igebäudeS Ist in"der örtnChkeU nicht·vorhanden, 
aufgrund des Höhenunterschiedes nicht möglich und auch nicht Ge­
nshmlgurigsfähiQ.; Somit rsrd:as·zufahrtsverbot Ober diesen Bereich hl~ 
naus durchgängig entlar:ig des räumlichen: Geltungsbereiches festzu­
selzen. 

Rechtsgrundlage: § 8 FStrG 

Das irtl Bebauungsplan dargestelltEl S'!Chtfeld macht an dieser Stelle 
keinen Sinn {s. vorh-erlgen·Absafz). 

1.2 Da Werbeanlagen aufeinen möglichst OffenHiehkeltswlr.ksamen Auftritt 
abzielen, können diese· negatNe AuswirkUngen auf das Varkehtsge-­
schehen und u.E. auch auf di:ls Ortsbild verursachen sowle am Rand 
der klasslfliierten Straße im Ql1g0n'stigs!an Fall dle Vi;lrkehm;sk:herheit 
beetnttächtlgen. 
Eine Massierung und I oder Überd!mensionieru~ von Werbeanlagen 

Beschlussvorschlag zu 1.1 

Die Anregung wird berücksichtigt. Der Bereich ohne Ein- und Ausfahrt wird durchgängig 
festgesetzt. Das eingetragene Sichtfeld entfällt. 

Begründung 

ln dem angesprochenen Bereich ist keine Zufahrt geplant, daher kann die Einschränkung der 
Zufahrtsmöglichkeit für den gesamten Abschnitt festgesetzt werden. Die Sichtfelder sind damit 

ebenfalls nicht erforderlich. Die Eintragungen sind durch die aktuelle Verkehrsplanung überholt. 

Beschlussvorschlag zu 1.2 

Die Anregung, den Hinweis zu Werbeanlagen den Vorgaben des ASV anzupassen, wird 
berücksichtigt. Der angesprochene Absatz des textlichen Hinweises wird entsprechend 
geändert. 

Begründung 

Die Anpassung ergibt sich aus gesetzlichen Regelungen, aber auch aufgrund der geplanten Nut­
zung und den Zielen in Bezug auf das Landschaftsbild. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Thomas 
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Anregungen und Hinweise Berücksichtigung in der Planung 

oder grelle Lichtwerbungen kontei'kaiTeren dfG gßSetzilchen ZielvorStel­
lungen, 
Deshalb Sind Regelungen zur'Positfonlerung, zur Gl'öße,.zur Wehtwer­
bung sowie zu Auf$i;;htittungen fOrWerbeanlagen· aus Verkehrsslcher~ 
heitsgrönden ZWingend erforderlich: 
-Innerhalb d!llt Bauverbotszone· der:a·457 sind Werbeai"tJB.genJeglicher 
Art grundsätiiich auszUschließen. 

- Werbeanlagim dürfen r~ur an der Stätte der LeiStung ·und in baulicher 
Einheit ·mit dem jewe-mge:n. t;aoptbau!lörper enii::htet werden 

.. es Ist 1 Werbeanlage pro Gebäude zulässig 
- Werbeanlagen sind rrurim Erdgeschoss zulässfg 
- Uchtwerbungen sfnd niCht "Z:utässlg 
- Aufschültungen fOr Werbeanlagen Sind nicht zulässig 
Wir bitten dies in die bauordntmgsrschlttehen Festsetzungen des Bau­
! eilplanes aufzunehmen. 

Vgl, hterzu Pkt. 5., 5.12, 2. Absatz. erster Satz. der Textnchen Festset­
zungen. Diesersatz ist ersatztos zU slrelchen. 

RechtsgrundiE!ge: §§ 4, 9 FSirG 
§ 33 stVO 

1.3 Bepflanzungen entlang d&s StraßenkOrpers (B ·457) bleibendem stra­
ßenbau faStträger vor:betlalten. Eine··Bepßanzung·entfang der Bundes­
straßeIst fn enger Abstimmvng mit derHessisc!ien Straßen- und Ver­
kehrsverwaltung iu Lasten· der Gemeind~ :Grüncl8u möglich, 
Aus Verkehtssicherheitsgrüiiden Ist 'im s·erelch der freien Strecke der 
klassifizierten Straße ein Mindestabstand bel der Anpflarrwng von 
Bäumen von 4,50 in-Qemessen vcim äUßeren befesligten Fahrbahn­
rand e!nzuhallen. 
Für geplante Bepflanzungen milsseh Rahmenbedingungen, wie lichte 
l:fb und Sf!ifenabstand eingehalten werdeq. . 
Das Lichttawnprofil der B 457 fst durch :regelmäßiges Schneiden ge­
pfanter Beptranzungen freizuhalten. 

Rechtsgrundlage: §§ 1, 4- FSirG 

1.4 Entlang des Plangebietes .dQrfen d'1e Straßenentwässerungsanlagen 
der Bundesstraßeaufgrund det· geplanten Flächen für Maßnahm8n 
zum Schutz, zur Pßege und zur Entwicklung voll Naturund Landschaft 
ntcht verändert bzw. in ihfE!r Funktfon beeinträChtigt werden. 
Aufschüttungen.- Abgr.:iburigen und dgl • .slrn::l unzulässig bzw. nur dann 
möglich, wenn in enger vorhenger~bstlmmung mit dem ~ßenbau­
lastträgerdie 'Ableitung des Oberflächenwassers der klassifizierten 
straßedurch ein entsprechendes Entwässerungssystem sichergestellt 
wird. 

Rechtsgrundlage: § 4 FSirG 

1.5 Da wir afs Träger öffenllicher Belange·die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs ~e dasWohl der Alfgemeinhejt illler Straßenverkehrs­
teilnehmerdes klassifizierten Straßennetzes sicherzustellen haben, 
sind folgenäe pfanerische Mö'g!fthkeJI.en zur AusSchaltung der Steher­
heilsgefährdung durch Golfspieler ln-die Planung aufzunehmen: 
Der Spielbelrieb Ist von der klassifizierten Straße (B 457} wegzufiJhren. 
Es ist durch geeignete Maßnahmen {z.B. Schutznetze ln ausreichen-

Beschlussvorschlag zu 1.3 

Der Hinweis zu Bepflanzungen an der Bundesstraße wird zur Kenntnis genommen. Aus­
wirkungen auf den Bebauungsplan ergeben sich daraus nicht. 

Begründung 

Im Textteil ist bereits ein Hinweis enthalten, der auf die erforderlichen Abstimmungen bei Be­
pflanzungen an der Bundesstraße hinweist. 

Beschlussvorschlag zu 1.4 

Der Hinweis zur Entwässerung im Bereich der Bundesstraße wird zur Kenntnis genom­
men. Auswirkungen auf den Bebauungsplan ergeben sich daraus nicht. 

Begründung 

Im Textteil ist bereits ein Hinweis enthalten, der auf die Situation an der Bundesstraße hinweist. 

Beschlussvorschlag zu 1.5 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich. Die Anregung ein Verkehrssicherheitskonzept zu 
erstellen wird außerhalb der Bauleitplanung zu berücksichtigen sein. 

Begründung 

Planungsrechtlich ist die Regelung der Verkehrssicherheit nicht festzusetzen. Ein mit dem Amt 
für Straßen- und Verkehrswesen abgestimmtes Konzept kann im Rahmen der Ausführungspla­
nung <;lrstellt werden. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Themas 
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Anregungen und Hinweise Berücksichtigung in der Planung 

derHöhe·urkft:äh.9BfSiChei'ZüsteiiEm, dass keine GQifbälle·auf'dla 
Bundesstraßa.g~rangen k'C5nnen und so einen RISikofaktor darstellen. 
Altemativ Ist ·eihVerkehrsslcherheitskonzept. :zt.~ erarbeiten. welches mit 
dem Amttor Straßen-·Lind Verkehrswesen Gelnhausen abZUStimmen 
ist. 

Rechlsgrundlage: § 4 FStrG 

1.6 Die ·Ausweisung des Plangebietes ·erfolgt in .Kenntnis der von der 
B 457 ausgehenden Emi.s;;slonen. 
Die Gemeinde .Gründau haLSarge daffir zu tragen, dass Vorkehrungen 
zum Schutz vor Umweltafnßüssen gemäß §:S (1) 24 BauGa in Verbin­
dung mit§ 50 BtSchG bZIN. zut Minderung solcher Einwirkungen ge­
troffen werden. 
Die Hassische Straßen- und VerkehrsvefWaltung übernimmt keinerlei 
Forderungen hinsichtlich Lärm·, Abgas .. und ErschüUerungsschutz, 
auch zu keinem späteren Zeitpunkt. 
Wir bitten um Übernahme in die Festsetzungen des aofzustellenden 
Bebauungsplanes. 

2. Fachliche Stellungnahme: 
.a) Baabsich'tigta eigene Planungen und Maßnahmen1 die den o. g. 

Plan bertihren können, mit der Angabe des Sachstands: 
Die geplante Ortsumgehung von Grilridau I Haln-GrOndau (SOd­
umfahrung) im Z'uge der L 3271 beginnend an der K 909, mündet 
nordösUich der Ortslage von Hain-Gründau in die L 3271 Richtung 
Breitenbom. 

b) Sonstige fach/iahe Informationen aus der eigenen Zustiindi'gkeit zu 
dem o. g. Plan, gegfiedert nach Sachkomplexen. jewet7s mit Be~ 
gründungund gegebenentans Rechtsgrundlage: 
Die im Bebauungsplan parallel deir 8 .W7 dargeStellten Rächen für 
Maßnahmen zum ·Schutz. zur Pflega und zur Entwicklung von Na­
tur und Landschaft innerhalb der Bauverbotszone, bitten Wir nicht 
in die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen des Bebauungsplanes 
einzubeziehen. 
Die Bauverbotszonen entlang klassifizierter Straßen hält der Ge­
setzgeber·dem Straßenbaulastträger zur Realisierung eigener 
Aus- und Umbauabsichten vor. 
Bei Realisierung einer Aus- bzw. Umbaumaßnahme an der Bun­
desstraße würde die Einbeziehung in die Bilanzierung einen er­
neuten Ausgleich zu Lasten des Straßenbaulastträgers bedeuten. 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 

gezeichnet 

(Schma<je-Loth) 

Beschlussvorschlag zu 1.6 

Der Hinwe.is zu Emissionen an der Bundesstraße wird zur Kenntnis genommen. Auswir­
kungen auf den Bebauungsplan ergeben sich daraus nicht. 

Begründung 

Im Textteil ist bereits ein Hinweis enthalten, der auf die Situation an der Bundesstraße hinweist. 

Beschlussvorschlag zu 2.a 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, die Planung wird zur Kenntnis genommen. 

Beschlussvorschlag zu 2.b 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Maßnahmefläche wird verschoben und somit aus 
der Bauverbotszone herausgenommen. Eine Berücksichtigung in der Bilanzierung erfolgt. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Thomas 
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Seite 1 von 1 

Büro Dr. Thomas 
Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Bauleitplanung vorge­
bra.cht werden. 

V an; 
An: 
Gesendet: 
ßOlffil.ff: 

~krler.ke@t-:anlfne.de> 
<fnfo@buerothomas.com> 
Sonntag, 11. Juli 2D10 17:29 
FNP Gri.lodau, Bebautmgsplan ~Golfplarz HOhnerhor 

SBhr geehrter Herr Dr. Thomas, wir der DGWV l V Hessen stimmen ohne 'Einschränkungen 
dem obrigen 'FNP und auch Bebauung·splan in dieser Form zu. 

Mit freundlichen Grüssen 
Olaf Krienke 
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t}JoKJYJI Netz 

E.ON Nctl ~tlll • Btlrillmcnll'l>!n ttllrtt 
tlnnllill~l:lnt~wtg~ • iU1$1.d>rte 

Bpro Pr. Thomas 
Ritterstraße 8 
61JI&BadVHbel 

l. Juli 2010 

Lfd.Nr.09·0!!!61 
1 tO~kV·Ldtung Bßdiogea-Nl:edermittJau. Mast 23 ~ 26 (LH-11-1115) 
l. Flächenbufzungsplan Griinau, Änderung "der Fortschreibug 
2. Beb:uiungs.plan "Golfphttz Hühnerhof" 

Sehr geehrtt: Dameri' und Herren" 

die Änderung dcr·Fortsc:hreibung de:S F!äi:::bennub:ungsplllneS sowie der Bebauungs­
plan ''Golfplatz HGhncrhoF· wird teilweise von unserer llO..kV-Leitung BUdin~en­
Niedermittlau überspannt. 

Der Verlnufder 116-kV-freileittJng mit ihrem Leitungsschutzbereich ist-im Flächen­
nutzungsplan und im Bebauungspinn dargestellt und in der ße:grül'idung unter Lfd. Nr. 
6.8 ausreichend ~cksiohtigt. 

Somit bestehen von UtlSC:rt:r Seite gegen die Ändcnmg zum Flächettnutzungsplan und 
des Beba.uungsplm1cs keine Bedenken. 

Am weiteren Verfahren bilten wir· sie uns weiterhin :.ru beteiligen. 

Fn:Ulld!iche Grüße 

E.ON Nerz GmhH 

;.V. k"a.- T't- /J.~ 

Der Hinweis zu den vorhandenen Leitungen wird zur Kenntnis genommen. Kein Be­
schlussvorschlag erforderlich, da sich daraus keine Auswirkungen auf die Planung erge-

E.OIIR.u&mbH ben. 
Dlllttlebst!llmllff llltrhl 
ltltLmB~I'l 
Elm'lb:thnlf"JSW'I'g :za 
'1:!.7$ tthrle 
WI'\'W..eQIHltiZ.tem 

Har:~td w~ener 
T o s1 n-u·ZT24 
FIJ!i132·A·:U43 
Ftl!mc!ptar~ung-ZN.EClN•Netz 

~~~....--ale.-.. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Themas 



GEMEINDE GRÜNDAU- 8-Pian "Golfplatz Hühnerhof'- Verfahren gern. § 3 Abs.2 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB Seite 7 

Anregungen und Hinweise Berücksichtigung in der Planung 

transpower 
slromQtjelfrogung:s- gmbh 

-II.IJiU>Oic!otto~~~~ f VOOS211>-0 -d-~ 
~~ 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Bauleitplanung vorge­
bracht werden. 

Büro Dr. Thomas 
RitteJ"!rt11!1ße S 
6111 S Bad Viibel 

Gomoindo G.ründau 
1. Flliehtmnuln!ngllplan Grilndau. Ändorupg der Fott:llc:ti.relbullg 
2. Bobauung11plan .. GolfplatJo:: HBbnorhof~ 

~"•&.S1 t esog:~ o.-~~o19 
--1:1'0~-dol ·--T"I-0!1!>1 112-.4'3&3 
,.,. 0~51 82"'1100 
ll»-nlb-1<1.1>1) ................. .,. 

09.07.201G-

U...uZ>tlcll." 
IM-lco-Ji-IMeac 

Ölf11ntllebe Au~:~J~ng mlt s.taill'gung 'dor 'Behörden und sonHitJer Triiger öffant!kher Belanga gern. 
§. 3 Aba. 2 I.V.m. § 4 Abi!J, 2 BaUGB 

Zu Ihrem Schreibon vorrt 31.05.2010 

Se-hr geohn:D Damen und Herren, 

mit !fmlm Schralben 1!11\ten S]e uns ltlit, ·dass der Gitmelndevors.tantl der Gemeinde GrQndau unsere 
Hinwoiso zur Kson1nls: genommen hat. 

ln iler uns· ilberQebenen BegrUndung der Gamelnt!a GrG.ndau vom Mai 1010 ist m'slchtllch, dass ä111 
Hlnwcl~U~ bszilgßch unserer Anlagen Im Bab&uUngsplan- Ufdo Nt. 6.8f gebilligt \.'lt.lrden. Bel der 
Bcrliclq;jchtlgung unsornr 'Anregungen und Hinweise bestohen von Selten d~r tmn:;power 
stromüberlragungs gmbh kelne wf;iiteren Elnwiinda _gegen den Bebauungsplan "Goltplatt Hlihn'erhof~ 
und die Änderung dtir Fortscnrt~ibung:de$ l:'tlichennut:l:ung-spfsnes. E.lna Elns.iChtnahme in dle 
öffentlh::he At.ls!!lgi:IOQ lst somit Ul'!serelse'its.ri!Cht erforderlich, 

Wir danloo11 fOtdie Botemgung 11n die.sem Verfohren·und bitten Sie, uns, dfe mmspOwer 
strornübenragun·gs .gmbh, Betrtebnentrum. Samborg; weiterhin an den Bau!eitplanungen für das 
Gebiet der Gemeinde Gründau ;w botolligen, 

Mit rr!!und!ichen Grüßen 

tr:sPoi!. eilirr str m:übcnrt.~ ragungs gri'tl:>h Crf/V. I.A. ~v 
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mninldo2lig·-
IM~~· ®llll1i'lill Main-I(Jnzlg Netzdienste GmbH 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregu_ngen zur Bauleitplanung vorge­
bracht werden. 

~-n<!~~··~tr~~q··~GeW>cl'-"011 

Dr. Klaus THOMAS 
Rltter.maße a 

51118 Bll.d Viibel 

~·-
31.05..2010 

tl1odGIO!wt> Uro&o!D:&ri'C~ 

Ce 

C<.<eil-1!'2.o3-

520 

1. FIICh~nnutzungspia,n Grßndau, Änc(crung der Fortschreibung 
2. Bebauungsplan nGolfplatr: HühnerhoF 

~~ 

22.02.2010 

Öffentliche Auslegung und Betelfrgung der: ·eehörden und ·sonstiger Träger öl'fentn~ 
chcor Belange- g:em. § 3 Abs. 21.V.m. § 4Abs. 2 BauGB 

hier. Sfellungnatn'ne Main·Kim:lg'Nctt.dienste GmbH 

Sehr geehrte·Damen unr:J Herren, 

wir kommen zuriJck auf·lhr Schreiben vom '31.05..2010 und geben als zustandlger Ne12:· 
betreiber; für das Gasnetz, uMere Stellungnehme ab. 

Gegen die Änderung des Flächennt!lzungsplans· und die Aufstellung des Bebauungsplans 
be:;tehen unsererseits keine Einwände. 

Für Rückfragen steht Ihnen unser Herr Ceufaers {Te!.·Nr.: 0 60 51182 33 520) :zur Verfü­
gung. 

Mltftaundlichem Gruß 

M~~eGmbH 

(i.A M.Ceulnar.l} 
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DER MAGISTRAT 
DER BARBAROSSASTAD'r GEI.NHAUSEN 

Batban:Jl!Q<llll&dt G&lnhau«rn- Po.str;ch 17S3 o.SJ557 Gel1!hall$0n 

BOro Dr. Themas 
Ritterstr. a 
61118 BadViibel 

Gemeinde Gründau 

Montag, 07.06.2010 

1.Fiiichennutzungsplan Gründau, Änderung der Fortschreibung 
2.Bebauunsplan "Golfplatz Hühnerhof'• 

Ihr Schreiben vom 31.05.2010 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus der Sichtweite der Stadt Gelnhausen bestehen keine Bedenken 
gegen dte Durchführung des o. g. Bauleitplanverfahrens. 

Planungsziele der Stadt Gelnhausen werden nicht berührt. 

Mit ffeundlichen GrOßen 

LA. 

.~~ 
;,~~ann 

n;efon: 
0 6fl 511830·0 

lmemct 
www.g~lnhallSCitde 

r.n'l~il~ 
SIIIOI.~~CN:~~Ihwg@ 

Oclnbuusen.&tl 

Sacbb;nrbc:itc:tlin: 
Hell'Mdel' 

Telofort: 
06051183o-:l32 

Tc:lc:f~x: 
060Sli8Zo.225 

E-Mm1: 
c.J;tor~~~el.:@ 

ttdnlmu.~ulc 

Aliterno.cichaJ: 
mci·ck 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Bauleitplanung vorge­
bracht werden. 
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6üro Dr. Thomas 

von: <M.Peterelt@hariau.ihk.de> 
<1nfo@buerothomas.com> 
<M.Vosse!er@hanauJhk.de> 
Montag, 28. Junl201 0 1 O:!;iS 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Bauleitplanung vorge­
bracht werden. 

An: 
Ce~ 
Gastllndot: 
Betreff: Gemeinde GrUndau: Flächennutz:ungspfan + Bebauungsplan 

Ihr Schreiben vom 31.05.2010 

Gemeinde GrOndau 
1. Flicllennutzungsp(a.n Grüodau. Änderung der Fortschreibung 
2. Bqbauungsplan "Golfplatz Hühi'Ktrhof' 

Öffentiinhe Auslegung mit Beteiligung der BehCSrd.en uns sonstigen Ti'ägerCiffentlicher Belange gem, 
§ 3 Abo. 2 I. V.m. § 4 Abo. 2 BauGB 

Sehr geahrter Herr Thomas, 

vlelan Dank für die Zusendung Ihrer Unterlagen. 
Von Seiten der Kammer bestehen weder Anregungen noch Bedanken zu dem Vorhaben. 

Freundliche Grüße 

Martln Vosseler 
Abteilungsleiter 
Abt. Handel, Verkehr, Tourismus und Raumordnung 

1ndustrle· und Handelskammer 
Han~u-GelnhaU$Cn• 
SchlÜchtem 
Am Pedro-Jung..Park 14 
63450 Hanau 

Tel.: 06181 929Q.60 
Fax: 06181 9291)-960 
AbteUungslax: 06181 9290-77 
E-Mail: 
m.vossefer@hanau.ihk.de 

stark tiir de" ~~· 
aufschw · '· ~ uns 

r.·~·ll'''"'"~;.t_ ~~~~-:,~ 
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r("i(k 
.. •· · MAIN·KINZIG-KREIS 

c 
MAI~NI:fNliC-KRElS · BilrhilrrnM~&I!Oile lt'i ·24 · 63$11 Gl!lnl'latiMn 

, Hausar\'S:Cl'\rlft: 8al'bamssa$ttaße :20 
63511 Belnhausen 

BOra Dr. Thoma.s Postanschrift Postfach 1~65 • GS9 Gelnhausen 
Amt/R~few: 63.21·KreisentwlcldLillg 
A!1.Sprechp;n'tn~r(m: Herrtluchhold 
A~tenzelchen: 6321/27110 Ritterstraße 8 

T~lefun~ 06051 BS-14441 
Tel~f<1.~: 06051 85-914441 61118 Bad VIIbei 
E·lvtai!· roland.buchl'IOid@mkk,de 
Sprech:tellf.:n: Mo-frOB:00-12:00Uhr 

" 
MQ..:Mi" 13:00.15:00Uhr, Do13:00.17:30Uhr 

..l Gebätrdc!Zimm~r Gebäud&.C/Zimrner01.013 

ittre Nachrichl 
Sehretben vom ·J.r.~ .:ifl..I'P 

Es s.chroibt lhrle,n 
Herr BuchhOld 

Bauleitplanung der Gemernde Gründau 

'f. Fläebennutzungsptan Grü:ndau, Änderung der Fortschreibung 
2. Bebauungsplan .,Golfplatz:. Hühnerhof' 

Dalum 
00.07.2010 

Öffentliche Auslegung mit Beteiligung der Behörden und sonstigen TÖB gern.§ 3 Abs. 2 
i.V.m. § 2 Abs. 2 B.,.uGB 

Sehr geehrte Damen und Herren1 

die markierten Abschnitte sind Bestandteil unserer Stellungnahme : 

0 Einwendungen mit rechtUeher Verbindlichkeit aufgnmct fachgesetzlicher Regelungen, 
die ohne. Zustimmung,. Befreiun!J·oder·ähnfiches·der Fachbehörde in der Abwägung 
nlcht übelWUnden werden können. 

r2l Fachßc:he Stellungnahme·(abwagungsfähige Sachverhalte) 

a} Beabsichtigte eigene Planungen· und Maßnahmen, die den o.g. Plan berflhren 
können, mit Angabe des Sachslands 

b) Sonstlge··fach!!che lnrormationen aus· der eigenen ·Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, 
geg'Uedert nach Sachkomplexen, jeweils mit BegrOlldung und gegebenenfalls 
Rechtsgrundlage, 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Themas 
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1. Immissionsschutz 

2. 

3. 

4. 

5. 

Aus Sicht unseres Sachgebietes bestehen gegen die o. a. Planung naCh wie vor keine 
Bedenken. 

Nachstehen® Texttestsetzungsvomchllge empfehlen wir zur Vorbeugung schädlicher 
Umwelieinwirkungen· durch Lieh~· ln T extfestsetz.ungen aufzunehmen. 

Lfchtlmmfaslonen 

Oie ölfehlliChS uild private Außenbeleuchtung· l:sl energlesparend,. stre.uHchlann und 
inseklenverträgUch (UV·armes Uchtspeld.rum) 2u installieren. Die Leuchten mOssen 
staubdicht ·und s.o ausgebildet sein, dass eine Uchtwirkung -nur auf die zu beleuchtende 
FläChe erfolgt. Eine direkte Blic!We:rbinduhg :zu Lichtquerren von benachbarten 
schutz.bedDrftigan· Daueraufenthaltsräumen aus ist durch geeignete Uch!Punkthöhe, 
Neigungswinkel der leuchten, Reflektoren,. Blanden usw. zu venneiden. An öffentlichen 
Verkehrsftäch~;~n sind Natrium-Hoclldrucl<lampen zu verwendtim •. Dies gilt auch fUr d'1e 
BeleuChtung· privater wege,:wenn sie nach Umfang und Dauer ahtllich der öffenllichen 
SlraBanbeleuchtupg betriiE!bet1 wird. 

For gröllere Plätze, die gTE!ichmäßig ausgeleuchtet werden sonten1. Sind Scheinwerfer mit 
as.ymm~trisch~~:r UchtverteUung zu verwenden, die oberhalb v.on 850 Ausstrahlungswinkeln 
(z.ur VeJ'tl!<alen) kein Lieht abgeben. 

Denkmalschutz: 

Elelange· dea·archA'o!oglschen Oenki'Tia!Schutzes sind b'erocksichl:lgt. Felgende Ergänzung 
Ist jedoch erforderlich: 

Bodenelgriffe sollten atif das unbedingt notwendige Ausmaß beschränkt werden. 
Erdarbeiten mnssen archäologisch begleitel werden~ Hierbel sind Abstimmungen der 
elnze!nen Plammgsschr:itte und deren Umsetzung mitden Denkmalbehörden ·erforderlich. 

Wasser~ und Bodenschutz. 

Die in unserer steHungna'hme vom 15.03.2010 dargelegten Belange.gellen weiterhin. 

Landwfrtsehaft 

Wir hatten tm Rahme·n der frOhzeitigen 'Beteiligung keine Bedenken geäußert, dennoch 
bitten wlr zu'beachten,. ·dass der Golfplatzbetrleb·keine· nach!eiligenAuswlrk:ungen auf 
andere landwirtschaftlichen Betriebe hat und eine otdnungsgemaße Bewirtschaftung 
angrenzender landwirtschaffiicher Flächen gewährleistet bleibt Insbesondere muss das 
af'!gre~nde WirtsctJaftswegenetz:auch bei Publikumsverkehrfür die Landwirtschaft 
uneingeschränkt nutzbar bleiben. 

NatuT'3chutz 

Aus der Sicht des NaturschutZes und der Landschaftspflege bestehen im Einvernehmen 
mit dem Natursd'ltttzbeirat kelne·grundsätzr!Chen Bedenken, sofern naChfolgend 
aufgeführte Punkte.ßerOCkSichfigung finden: 

Vorausschicken möchten wir,. dass die Geltungsbereiche der beiden Baulellpläne in Ihren 
Abgranzungen sowie auch in ihren lnhattriChen Darstellungen niCht Oberelnstimmen. 

Beschlussvorschlag zu 1 

Die Hinweise zum Immissionsschutz werden zur Kenntnis genommen, Auswirkungen auf 
die Planung ergeben sich nicht. 

Begründung 

Die geforderten Immissionsschutzmaßnahmen sind nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. 
Die Hinweise sind im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen. 

Beschlussvorschlag zu 2 

Die Anregung wird berücksichtigt. Der textliche Hinweis zu Bodendenkmälern wird ent­
sprechend ergänzt. 

Beschlussvorschlag zu 3 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine neuen Anregungen oder Hinweise zur 
Planung vorgebracht werden. 

Begründung 

Die in der Stellungnahme dargelegten Belange zur Trinkwasserschutzzone, zu den erforderlichen 
Plangenehmigungen, zur Abwasserentsorgung, zum Bodenschutz und zu dem im Plangebiet be­
findlichen Brunnen sind. sofern eine planungsrechtliche Relevanz vorlag, entsprechend der Ab­
wägung zur frühzeitigen Beteiligung in die Planung eingegangen. Ein Teil der vorgebrachten An­
regungen ist im Rahmen der Ausführungsplanung zu beachten. 

Besctilussvorschlag zu 4 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen und mit der Planung bereits berücksichtigt. 
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6. 

Gegenilber·deim Anh'Orungsvert'ahren wurde·öSIUdl desß.OA~Iatzes der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans,eJ"o.Vßltert, umidliln Golfplatz·an· die Bundesstraße 457 
verltehrstechni:sCh;anzubindan,: diese ·Anbindung ·fehlt in der Fortschreibung des 
FläChennutzungsplans. 

1.i=NP. Änderung.der Forts.chrelbung fStand Ma12010) 

Dia .Fliehen für Maßnahmen.ztlin Schutz, zur Pflege ulld zur Entwk:klung von. Natur und 
Landschaft" sind entsprechentf den im Bebauungsplan dort festgesetzten Flächen 
darzustellen, Es handelt !:ich om :die· erforderfiChen ·l(ompenS:atiO~flächen, die dem 
Al.tS!IIeich fOr die durch die BauleitplMe vorbereiteten Elngriffe·iil Natur und Landschaft 
dienen. 

Weite-rhin beinhalten diese .Aächen auch die Maßnahmen, die hinslchllietr der 
E!erO~sichtigung der.artenschub:rechllich relevanten Belange- sogenannte CEF~ und 
FSc-Maßnahmen - erforderlich sind, wir verweisen in diesem Zusammenhang auf § 19 
BNa:tSchG und das Umweltaehadensgesetz. 

2.BBPI.,Golfplatz. HOh.nerhof"'. Stand Mai201Q 

BegnJßt·Wird, da$8 die fnhalte·des Fachbeitrages Naturschutz.- bestehend aus der 
UmweltvertraglieliKeltsstudle, der speziellen 'QT1ehschutzrechtr.ctJen Prüfung und dem 
landespflegeriSchen Begleifpfi:m- in die -Festsetzungen des Bebauungsplans ·übernommen 
Wtlrden. 

ZusafzUCh sollen dle dort entwickelten und vorgeschlagenen Vermeidungs~, Minimierungs-­
und G~taltungSm3ßnahmEm {vgf. Punkt 1.41n der Bi!grilndung zum Bebauungsp!an) 
~ Sicherung und Dur~fUhru·ng .. Ober' eineh städtebauOchen Ve~ gesichert werden. 
Diesen bitten wlr vor Beginri von Bautätigketten spätestens vor der Genehmigung des 
eauteitplans den zuständigen Behörden vorzulegen. 

Wirweis-en darauf hin, dass iri.sbesondera die CEF-Maßnahmen {vorgezogene 
Ausgfeichsmaßnallmen} vor Beginn der Bautätigkeiten·tunktionstah!g herzustenen sind. FOr 
die Baumaßnahmen ist dle festgesetzte öko!o.g!sche Baubegleitung zu gewährleisten. 

Ole im Plangebiet vorhandenen beiden Biotopstrukturen Sind durch die .Flächen fOr 
Maßnahmen zum SChutz.,. zur ?Rege und .zur·Entwicklung von.Natur und Landschaft" mit 
entsprechenden Pufferzonen· ZU versehen ·und· vor Beelnträchtigtmgen durch den 
Spielbetrieb zu schOtzen. 

D!e in den Sondergebieten zulassi.Qen Baulichketten sowie die Parkflächen sind 
gestalterisch durch begleitende" (Baum)Pflanzungen in die umgebende Landschaft 
einzubinden. 

7. Brandschutz 

Gegen den Flächen-nutz:un.Qs- tlnd Bebauungsplan ·der Gemeinde GrOndau .Golfplatz 
Hllhnerhof1, bestehen 1n .brahdschutztechnischer Hlnsfcht keine Bedenken, wenn 
nachfolgencle Anforderungen umgesetzt werden. 

OTe Zufahrten sind ge·maß § 4, Abs.. 1 HBO herzustellen, bzw. herzurichten 
Die Befahrbarkelt der Zubringerwege und die Möglichkeit des Anfahrans zu den Objekten 
mit Feuerwehrfahrzeugen iSt sicherzustellen. 

Begründung 

Das vorhandene Wegenetz gewährleistet die Erschließung der südlich des Plangebiets gelege­
nen landwirtschaftlichen Flächen. Äußere Anbindungen ergeben sich sowohl von Westen Ober 
den dortigen Bahnübergang als auch von Osten über eine Unterführung der Bundesstraße. Die 
Erschließung der nördlich vom Plangebiet gelegenen "Berghöfe" bleibt ebenfalls erhalten. Dabei 
ergeben sich durch den Ausbau des betreffenden Weges bis zum Clubhaus und die Nutzung 
dieses Abschnitts ·im Zusammenhang mit dem Golfplatz Veränderungen. Die Funktionsfähigkeit 

für die bisherigen Anlieger wird nicht eingeschränkt. 

Beschlussvorschlag zu 5 

Die Anregungen werden im planungsrechtlich erforderlichen Umfang in der Flächennut­
zungsplanänderung berücksichtigt. 

Begründung 

Der Bebauungsplan entwickelt sich gesetzeskonform aus der Flächennutzungsplanung. Die im 
Bebauungsplan festgesetzten Verkehrs- und Maßnahmenflächen sind für die Planung von 
grundsätzlicher Bedeutung, daher werden die Flächen auch bereits in der Flächennutzungsplan­
änderung dargestellt. 

Beschlussvorschlag zu 6 

Die Hinweise zur Planung werden zu Kenntnis genommen, haben jedoch keine weitere 
Auswirkung auf die Planung. Kein Beschlussvorschlag erforderlich. 

Beschlussvorschlag zu 7 

s. folgende Seite 
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Oie öffehUichßn Wtkehrsflächen·Sind.so ·anzu~egen, da:ss sie hinsichflieh der 
Fahrbahnbreite und dar Krtlmmungsradian·mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit 
und unbehindEitt-befatiren wetdfiti können, Bei Sackgassen istdarauf zu·achten. dass die 
sogenann'ten ·~Wendehammet'f au'eh für Feuei'Wehrfahrzeuge nulzbi:u: sind, Zur 
ungehinderten NutZung ist'eln.Wendeplatt-Ourchmesser von ITiind. 16 m erforderlich. 
Gegebenenfalls;:·sincf'Verkehrsbeschränkongen {Haltverbote) zu verfügen. 

ln eez:1.1g aut evtl. ~·plante, verkehraberul'ligte Zonen Wird darauf hingewiesen, dass 
Hindernisse wle·Aufpf.lasterungen, Blumen~ und PflanzenkQbel:oderder Einbau von 
Schwellen die ZufahrtfC!r die Feuerwehr nicht behindern dürfen. 

Di'e Einhaltung der'gemllß HBK.G vorgegebenen Hilfsfristvon 10 Minuten muss 
gewi!Jhrlelslet sein. 

Zuwegungen, die efnen Begegmmgsverl<ellr auf'grond ihrer Breite nicht erlauben, sind mit 
einer ausmlchenden'AnzahJ Auswelc:hbuchten auszustatten. Dle Ausweiahbuc:hten müssen 
in dltskter SidhtweitiJ zueinander angeottlnet sein, der maxlmal.zuliissige·Abstand 
zwischen den Ausweichbuchtenist mit dem Amt für Brand- und Katstrophenschutz (Amt 
37 ~ Gefahrenabwehrzentrum) dE18 MBin-KinzJg-Kreises, Sachgebiet Vorbeugender 
Brandsohutz, Frankfurter Straße ·34, 63571 Gelnhausen abzustimmen. 

Im Bereich der Remise und des·Ciubhauses·sfndjeweDs Feuerwehraufstelffl.!Jchen und 
BewegungsfUfchen für die Friluerwehr gembß DIN 14090·auszubilclfm. Die AusiJildllng 
dieser F/fJchen haHnAbstimmungmit-dem Amt für Brand- und Katstrophensohulz (Amt 37 
~ Gefahrsnabwehtrentrum) des Mein-Kinzig-KreiSes, Sachgebiet Vorbeugender 
Brandschutz, Frsnkfurter Straße 34. 6'3571 Getnhausen zu edolgen. 

Die LöschwasserversOrgung tor d6h Grundschutz ist semäß der .Ersten 
wassersicherstellungs\l'arordnung".vom 31.03.1970, sowie nach dem DVGW-ArbeitsblattW 
405 zu gew~hrleislen. 

Die Richtwerte für' den-Löschwasserbedarf des Grundschutzeswurden anhand der 
Bauteitplanung.der Geme!nde.GrOndau 1. Flächennutzung!iplan Gr\lndau Änderung der 
Fortschreibung, soWie·2. Bebauungsplan .Gotfptatz HOhnamor folgendermaßen beurteilt: 

Dorfgebiet GrondflllchenzahHJ.3-fJ,6, sowie maxima/.1 Voltgeschosse, 
Gefahr der BrandausbreiWmt => klein 

Löschwasserbedarf: 48 m'!Stunde 
für die Dauer von mind. 2 Stunden 

Die. geforderte LErsc:hwassermenge muss aus ~dranten zu entnehmen sein. Oie 
Hydranten dOrfen einen Abstand von jeder Gebäudemitte aus gesehen und im 
Straßenverlau1 untereinandervon maxlmar 150m besitzen. 
Es istdarauf zu achten, dass Unterflurhydranten so geplant werden, dass eine Benutzung 
im Brandfall möglich Ist und nictit durch darüber parkenden 'Fahrzeugen be-/verhindert wird. 
Weiterhin sollte es enno-glicht werden, die durch Standrohre besetzten Unterflurhydranten 
mit weiteren EJnsatzrah12eugen zu passieren. 

Es istjeweils etn Hydrant Im Bereich des Clubhauses sowie im Bereich de:r Remise 
anz.uordnen. 

Beschlussvorschlag zu 7 

Die Anregungen zum Thema Brandschutz werden in der Begründung ausgeführt. Eine ab­
schließende Klärung ergibt sich außerhalb der Bauleitplanung im Rahmen der Erschlie­
ßungsplanung durch ein Fachbüro und den in diesem Zusammenhang zu erbringenden 
Genehmigungen bzw. Nachweisen. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Themas 
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Es'beJteht'die Möglichkeit; die-Wihandänent:eltungNom ADAc-Gelande ON 125 (aus 
HalngTOndau kommend) sowie' die;Wrhandede·Leili.Jng vom· Berghof ON 100 {aus 
MiHe!gründau kommend) zu dem -Ciqbhaus· und der R'emise welterzuvertegen. 

Kann dle artorderliehe L6Schwassefmel'ige·n1Cht.durch daS öffentliche 
Wasserversorgungsnetz .s!chergeste!ft werden_, so ist die·ert'prderllche Wassermenge durch 
eine unabhSng!ge lOschmlsservers'ol'gUhg {offene Gl!vdlsoor, LO&chWasserbehä!ter und 
dergf,)·sicherzuste11en': Einzelheiten Ober dicf·Art·der unabhi!inQ.igen 
löschw;:asserversorgung,:die vorzuhal~e LöSchwassermeng:e und 
Entnahmeeinrichtungen sind mlt:dem'J\mt far Brand-·und Katstrophenschutz (Amt 37-
Gefahrenabwehrzentrum) des Main-Kinzig-Krelses, Sachgebiet Vorbeugender 
Brandschutz. Frankfurterstraße 24, S3s71 GeiMausen abzustimmen. 

Unterirdische L.~SchWa$serbehäftermCrssen gemäß DIN 14 230, Löschwasserbrunnen 
nach DIN 14 ~0 erriChtet werden. 
löschwasserteiche mOSsen der OIN 14 '210 entsprechen. 

DJG· U!lschwasserentna'hmestellen .Sind .frostsicher auszubilden. 

Zur· Löscttwass·erentnahme aus der unabhängigen l.öschwasserversorgung.sind 
Löschwasa.er-$augansctitOSse nach DIN ~4 244 einZUbauen. Oie SauganschiOsse sind 
durch'Hinwelsschilder nach.OtN 40SB Tei11· deutliCh sichtbar zu kennzeichnen. Die 
EnUemung der HinweissetlUder zur Löschwasse~tnahmestelle soßte nicht meihr als 5 m 
betragen.. Bauart, Anzahl .und Standorte dererfOrderlichen Sauganschlüsse sind mit dem 
Amt ftrr Brand- und. Katstropi:Jenschu~ {Amt 37- Geifahrenabwehrzentrum) des Maln~ 
Kinzfg~Kreises, SaChgebiet Vorbaugender Erandschutz, Frankfurter Straße 34, 63571 
Getnhausen abzustimmen. 

Fflrden. Objektschutz. wird ein zusätzlicher' LöSchwasservorrat von mfnd. 30 m~ 
empfohlen. 
Die Abstände zwischen Bauten und Hochspannungstenungen müssen den Vorschriften des 
Verbandes DeutScher Elaktrote·chniker VOE 0132 ·entsprechen. 

DiesEi Stcnungnahme baslertaUf dem vorliegenden Plan Bebauungs:plan "Golfpla!:Z 
Hühn·erhof' mit dem Stand ·Mai 2.010, Die Stellungnahme bezieht sich nicht auf den 
bestehenden GeilfpJafz: (9~I.o:ch Anlage) und die dortigen enthaltenen baulichen 
Anlagen. 

Hinweis: 
Gem.!lß § 3 ·(n Salz4 HessiSches GeseiZ Ober den Brandschutz., die Allgemeine Hflfe und 
den Katastrophenscllutz.(HBKG) sind die Gemeinden/Städte verpfJ"JChtel, in einem den 
aflgemelnen örtlichen Vefhältnissen ·entsprechendem Maße Löschwasser innerhalb der 
zusammenhängend bebauten oder zur Bebauung anstehenden OftS--IStadtteile und 
Löschmittel be:reitzlistellen. 

Mit rreundlichen GrOßen 
Im Auffrag 

:M 
Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Themas 
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GEMEINDE RöNNEBURG 
PER GEMEIND5VORSTAND Renneburg dd

Geme~de 

"*"=•l>l<-b<tr!!...,.r 

' 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Bauleitplanung vorge­
bracht werden. 

®'ffl"!'Fß<J!">ffl® f9!itl'fP·!flll'l' tlti'il?ß<'IN!!!'T!tlB$! 

BQro Dr. ThOmas 
Rlttemil'tl:ße B 

61118 Bad Vllbel 

17.6 %010 
Jl!lrAt>+<uc:l-~""­,_ .. 
i Bauen und U~TrNelt 

lW..Er!lc'l!ltn"'l!tuu .... 
~ &J ........ !!I!ftlb!mw i B OS1B4 ~9276: f7 
jE. llltiW·92"1G"~ 

i Kv.3la:tdt j SdUitr. ~ 63549~ 

~~J.b..UL8bi9.121.kr; 
fi:X. 1<4 bi!I'IB!IHh",F"< 73li:ÖII~lb 

' 

111r~ hll~wm i;~Zd::hen 

31· 5 2010-Gameinde Gnlildau j 6.- er 
1. FNP Ämlerung Gri!ndau, Änderung der Fortschreibung 
2. S.Pian Golfplatz HUhnerhof 
Öflll. Ausleg1mg gern. 312und 4 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Unsererseitswerdan keine Anregungen odersonstige Stellungnahmen 

zur 1. FNP Änderung (Änderung der Fortschreibung) 

und zum B-Pian (Erweiterung) Golfplatz Hühnerhof 

vmgebracht. 

Mit Ireundlichen Großen 
lmAuflrag 

~ 
Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Themas 
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Regierung-sprbidli.:lm· Da'hn·stadt 

il:egi~tu~dium O~<m~l:4dl ·· 542.18 DarmJ;I;Idl 

Gem~i11devarstand 
der Gemsirlde Gröndsu 
Am BOrgerzentrum 1 
63564 Gründau 

Baufettplanung der Gemeinde Gründau 

Durchschrift 
u ..... ,z.,;d..,n: 
DiiZiil:ht!rr. 
Ihr~ NiKhridu \IQm! 

lhrAnSf"'<!<:hfl'ltlne<! 

Zimmern""'......, 
T<:lclon/1'..,, 

E-M.)Il: 

Oatutn: 

HESSEN 

~ 
Az.. 111 31.2-61d-02101-39-

Mllrlin Fri...;nd, 
4,036-

06lS1-t'2'6129 

M.Fril!dri"~a.h~ole"~ 

07.07.2!l10 

Beballtlng.$planentwurf .,.tiolfplatz Hühnerhof" und Änderung des Fiäc:hennutzungsplanes 
Stellungnahme gemäß §4(2} BauGB 

Mein Schreiben vom 12.04.201 0; Az.: 11131.2-61 d-02/01 -39-

Schreiben des PlanungSbüros Dr. Thomas vom 31.05.2010 

ZtJr überarbeiteten und zur Offenlage beschlossenen Bauleitplanung teile ich ihnen folgen­
des mit: 

1. 'Flächennutzungsplan-Änderung 

Pie in der Übefsichtskarte zur Begründung der o.g. FNP·Änderung in Kapitel 5,2 dargeste!!· 
ten Flächen sind nicht deckungsgleich mit d&n naturschutzrechtliehen Maßnahmenflächen 
des BebauungsplEtnentw"urfes,. da dre Maßnahmenflächen 3-6 nicht entsprechend als ~Flä­
chen filr Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft gemäß § 5 (2) 10 BauGB dargestellt sind. 

Eine entsprechende Ergänzung der FNP-Darstellung ist deshafb aus naturschutzrechtlicher • 
und fachlicher .Sicht geboten. 

Beschlussvorschlag zu 1 

Die Anregung wird im planungsrechtlich erforderlichen Umfang in der Flächennutzungs­
planänderung berücksichtigt. 

Begründung 

Der Bebauungsplan entwickelt sich gesetzeskonform aus der Flächennutzungsplanung. Die im 
Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmenflächen sind fOr die Planung von grundsätzlicher Be­
deutung. daher werden die Flächen auch bereits in der Flächennutzungsplanänderung darge­
stellt. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Thomas 
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2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

WP, a·~n.schutzi'Eichtticher Fachbeitrag,.Jandschaftspflegerischer Be'gli!titplan 

z.u·dresen-Untersuchungen hiitein·e.ihtensive AbStimmungmit·uMtererund oberer Natur· 

schutzbehörde stattgefunden, Die d$taillierte'n Aussagen ·in Text und Karte sind übetwie~ 

gend schlüsstg und sehr gut nachvollziehbar. 

LedigfiP'l die Aussagen zur·Feldlerche im artenschtrtzrechtlfchen Beitrag sollten nQch bezüg~ 

lieh einer möglichen WirmeTdung von Beel.nträchtigungen, z.B. durch Bauzeitenbeschrän· 
kungen bi.w. dun:h eine Begehung· unmittelbarvor Baubeginn ergän.rtwerden. 

Ansonsten ist aus natu~chunfachlicher Sicht noch anzuregen, ·dass die Maßnahmenflächen 3 

und 4 im landschaftspflegerischen Beg·h~itplan nicht ats ~Hard,Rough" deklariertwerden soiJ.. 

ten, da hier u.a. sehrspezifische a·itemsCh®rechtllche Maßnahmen und Regelungen festge~ 

legt werden, die sick mit eilier- wenn·auch extensiven- Einbe:dehung in den eigentlic::hen 

Spielbetrieb des Golfplatzes u.U. nicht vereinbaren Jas·S'en. Dies trifft insbesondere auf den 

Bereich des Brutplatzes des Steinschmätzers mit Umgebung zu. Efn·e eindeutige Widmung 

als Maßnahmenfläche des Naturschutzes sollte deshalb noch erfolgen. 

Wie in Kapitel 6, 1. ausgeführt wlrd, sOll der lBP als Anlage wm Bebauungsplan mit be­

sc:hloss.en werden. AUs natursd:iutzrec:Otlfcher Sicht sollte dies fü·r den artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag ebenfulls~rfolgen, 

Bebauungsptanentw"urf 

Der Flächer:ibilanz in der Begründung zum sebauungs~lanentwuifkann entnommen werden_ 

dass bei i!'iner Gesamtflächevon ca. 70 ha insgesamt 24,.5 ha Maßnahmenflächen ausgewie· 
sen werdßn. Bezüglich der Maßr:ahmenfliichan ist·allerdirigs :auszuführen, dass es sich zu ei­
nem großen Teil um' Bestandsflächen ha·ndelt, die nur teilweise durCh n·att.U'schutifachliche 
Maßnahmen aufgewertet werden, 

Da große Teile der ca. 70 hagroßenFläche von einerlandwirtsc:haftfiehen Nutrlläche in eine 
Sportfläche umgE.>widmetwerden; wird deshalb der Nachweis weiterer, flächenhaft wirksa~ 

rner Kompensationsmaßnahmen·fürerforderlich gehalten. 

Aus Sicht meiner AbteilUng Umwelt Frankfurt teile ich Ihnen -folgendes mlt: 

Wasserversorgung: 
Das Plangebiet liegt tei!Weise in de:r Zone lll für die Trinkwassergewinnungsanlage der Ge­
meinde Gründau im Main-Kinzig·Kreis. Dia Verbote der Verordnung {StAnz. .32/1990 
S. 1568 ff} sirid zu be<Jc:hten. 

Beschlussvorschlag zu 2 

Die Anregung wird berücksichtigt. 

Begründung 

Durch die Beschränkung der Bauzeiten auf August bis März wird eine Beeinträchtigung vermie­
den. 

Beschlussvorschlag zu 3 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Maßnahmenflächen 3 und 4 werden eindeutig als 
Maßnahmeflächen auch im LBP gekennzeichnet. 

Beschlussvorschlag zu 4 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Planteile werden zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Beschlussvorschlag zu 5 

Die Anregung zu erforderlichen Kompensationsmaßnahmen wird nicht berücksichtigt. 

Begründung 

Die landespflegerischen Maßnahmen im Bereich des Golfplatzgeländes haben eine Aufwertung 
des Gesamtraumes zur Folge. Insgesamt wurde der Eingriff kompensiert, was sich in der Bilan­
zierung gern. KV in einem Biotopwertüberschuss niederschlägt. 

Beschlussvorschlag zu 6 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da der Hinweis auf die Schutzzone im Rahmen der 
textlichen Hinweise des Bebauungsplans bereits berücksichtigt ist. 

Bearbettung Juli 2010- Büro Dr. Thomas 
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7. BodenWtutz a·$t 

8. 

9. 

Es tiegen keine Elriträgungli:m von Altilblagerungen, Altstaindorten oder Altlasten in der Alt­
flächenkartel vor. 
Werden bei derweiteren Planung Erkenntnisse über·sehädliche Bodenveru·nrei.ntgungen 
gewonnen, sind diese dem·Reglerungspräsit:fiurri Datmsta9t.·AbteUung. Arbeitsschutz und 
Umwelt Frankfurt; DeZemat41.1, mitzuteflen. 

Oberin:lbche Gewässer, .Renaturierung~ 

Die in meiner Stef!Ungnahme vom 07.;0?.201 o· gefoi'derten Ai'lgaben ·zum i-lelochbach wur­
den in die Unterlagen· atifgenommen ... Dabel handelt es Sich offenbar·urn- ein naturfern es; 
stark verändertes Fließgewässer rn· .. 'Ordriu)lg tn'it temporärerWasserfübrung; das eher den 
Charakter eines Wege.s.e'l'tengrabens:beSit%t·und kaum: Renaturien.mgspotenzlat aufweist. ln-­
sofern lässt sich der so· ger'ia"Onte,HelschbaCh ·aiSGewässer·von ur'iterg~oi-dneter Bedeutung 
nach·§ 2 AbS:.· 2 Hessisches-Wasserg~etz (HW'G)'einstufEm,.das rlicht den Bestimmungen des 
WasserhaushaltsgesetzeS (WHG) bw:. HessisChen Wasserflesetzes'(HWG) unterliegt 

Für die Errichtung der ~eplanten: Teiche tst eine wasserrechtliche·Geoehmigun·g bei der Un­
teren Wasserbehörde·-des MafnoKim:ig:-Kreises zu beantragen. 

Mit freundlichen·Grüßeh 
Im Auftrag 

gez.. Martln Friedrich 

Beschlussvorschlag zu 7 

Der Hinweis wird dahingehend berücksichtigt, dass der bereits in der Planung enthaltene 
Hinweis auf den Umgang mit Bodenfunden an die Bezeichnung der Oienstelle angepasst 
wird. 

Beschlussvorschlag zu 8 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in die Begründung zum Bebauungsplan 
aufgenommen. Weitere Auswirkungen auf die Bauleitplanung ergeben sich daraus jedoch 
nicht. 

Beschlussvorschlag zu 9 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Ausführungsplanung be­
rücksichtigt. Auswirkungen auf die Bauleitplanung ergeben sich nicht. 

Begründung 

Die wasserrechtlichen Genehmigungen sind außerhalb der Bauleitplanung einzuholen. 

Bearbeitung Juli 2010- Büro Dr. Thomas 
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Allgemeine!· Deutscher Automobil-Club Hessen-Thüringen e. V. 

Herrn 
Dr. Klaus Thomas 
Stadtplaner und Architekt AKH 
Ritterstraße 8 
61118 Bad Vifbel 

Der Vorsitzende 

Ihre zugesandten Unterlagen Golfplatz Gründau 

Sehr geehrter Herr Dr. Thomas, 

vielen Dank für die am 09.06.2010 zugesandten Unterlagen. 

22.Juni2010 
dr.oe-ds 

Als Vorsitzender des betroffenen ADAC Hessen-Thüringen nehme icll dazu wie folgt 
Stellung bzw. habe einige Fragen: 

Entwicklungsziele 2.1 (Übersicht Seite 5 Änderung des Flächen plan): 

Es soll am Nordrand des ADAC Platzes eine Remise mit Betriebswohnung geben. Die 
Bebauung wird vom ADAC abgelehnt, da diese Wohnung von Lärmbelästigung des 
ADAC Platzes tangiert wird. 

Landschaftsbild 4.4 (Seite 14 B-Pian): 

Der ADAC Hessen-Thüringen verwahrt sich aufs schärfste gegen die Beurteilung der 
AOAC Anl<tge als .,erheblichen Eingriff in das Landschaftsbild" durch das Büro Thomas, 
um in Vergleich die Golfanlage in ein besseres Licht erscheinen zu lassen. 

Wechselwirkung 4.5 (8.16 B-Pian): 

.,Die Einflüsse durch Emissionen sind gering gerade im Vergleich mit bestehenden 
Vorbelastungen aus dem Betrieb der ADAC Anlage" 
Ich bitte um Erläuterung dieser unqualifizierten Aussage. 



_ 2 _ Allgcmeiner:;§~9\lffiiJ!Ol.ß.utomobil-Club Hessen-Thüringen e.V. 

Der Vorsitzende 

Äußere Erschließung 5.1 {Seite 19 8-Pian): 

Bitte stellen Sie uns das Gutachten, dass Sie im letzten Absatz obigen Punktes 
erwähnen zur Verfügung. Wir haben jetzt und auch in Zukunft ohne Änderung des 
Bebauungsplanes keine Probleme. 

Nutzunaskonzeot 6.1 <Seite 20 B-Pian ): 

Mögliche angesprochene Konflikte sind nur mit einer Vereinbarung zu lösen, wobei auf 
die älteren Rechte der ADAC Anlage Rücksicht genommen werden muss. 

Wasserwirtschaftliche Belange/Planung 9.2 (Seite 29 B-Pian): 

Das Schmutzwasser soll zum Abwasserschacht des ADAC führen. Dieses Konzept ist 
entgegen der Bebauungsplanung nicht mit dem ADAC abgestimmt und kommt nicht in 
Frage. 

Gern häre ich von Ihnen, 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Erhard Oehm 
Vorsitzender des ADAC Hessen-Thüringen e. V. 

Kopie: Herrn Bürgermeister Merz 
für Änderung und Stellungnahme des Flächennutzungsplans und 
Bebauungsplanentwurfs Golfplatz Hühnerhof 

Hinweis: Alle in dem Schreiben genannten Punkte wur­
den im Rahmen von Abstimmungen geregelt Zwischen 
dem ADAC Hessen~Thüringen und dem Golfpark Hühner­
hof wurde hierzu eine Vereinbarung getroffen (s. Anlage). 



Vereinbarung 
zwischen 

ADAC Hessen-Thoringen e.V. 
Vorstand 

Lyonerstraße 22 
60528 Frankfurt am Main 

im Folgenden ADAC 

und 

Golfpark Gut Hühnerhof 
Gut Hohnerhof 

Fam. Waller Hecker 
Gattenbacher Straße 1 

63584 GrOndau-Ge!tenbacll 
im Folgenden HO/merhof 

Der ADAC betreibt seit1986 einen Sicherheitstrainingsplatz in Gründau, der 2004 zu 
einem Fahrsicherheits-Zentrum erweitert wurde. Auf diesem Zentrum besteht 
grundsätzlich eine 7 Tage-Nutzung bis jeweils 22.00 Uhr. 
Der HOhnerhof möchte noch in 2011 den bestehenden Golfplatz um einen 18 Loch­
Golfplatzes in direkter Nachbarschaft zum Fahrsicherheits-Zentrum errichten und 
daher gemeinsam mit dem ADAC die Privatstraße des ADAC als Zufahrt nutzen. 

Belde Parteien sind sich einig, dass ein gut nachbarschaftliches Verhältnis sich 
positiv auf die Geschäftsfelcter beider auswirken wird und streben daher eine enge 
Kooperatron an. 

in diesem Zusammenhang werden folgende Vereinbarungen getroffen: 

1.) Der Hühnerhof sicJ1ert zu, dass es seitens Holmerllof keine Beschwerden oder 
sonstige gegen den ADAC gerichtete Maßnahmen aufgrund der 
Tätigkei!IVeranstaltungen auf dem Fahrsicherheits-Zentrum, die im Rahmen 
der Betriebserlaubnis dureilgeführt werden, geben wird. Dies schließt 
ausdrUcklieh die ggf, auf dem Gelände des neuen Golfplatzes wohnhaften 
Mitarbeiter des Hühnerhofs ein. 

2.) Hinsichtlich verirrter Golfbäl[e, die zur Gefährdung der Fahrzeuge und 
Teilnehmer führen könnten, sichert der H!lhnerhof zu, dass der jeweilige 
Spieler fDr seinen Ball llaftet und fOr die dadurch verursachten Schäden. 
Weiterhin wird die Platzgrenze begrünt, was verirrte Billle abfangen sollte. 
Sollte es dennoch zu Schäden kommen, besteht ein Versicherungsschutz 
belm Golfverband. 

3.) Der Hühnerhof verpachtet auf 25 Jahre das in beiderseitigem Einvernehmen 
abgesteckte Gelände sCtdöstlich des Verwaltungsgebäudes in Größe von ca. 
1 ,600qm zu der für den Pachtzeitraum festgelegten Pachtsumme von Euro 
100/Jahr an den AOAC. um darauf eine zusätzliche Parkfläche zu errichten. 

4.) Die dazu vorzunehmenden baulichen Maßnahmen trägt der ADAC, 
aberschUssigen Aushub i.ibemimmt der Hühnerhof unentgeltlich. 

Seile 1 llPn 2. 



5.) Der ADAC sagt dem HOhnerhof zu, dass die ehein. ADAG-Stromleftung 
westlich des ADAC-Ge!ändes flir den Stromanschluss des neuen Golfplafzes 
genutzt werden darf, soweit hier !teine schwerwiegenden Gründe dagegen 
sprechen. 

s.) Der ADAC und der HUflnerhof erarbeiten ein gemeinsames Produkt, um 
dadurch gemeinsame Synergieeffekte optimal ausnutzen :zu können. 
Gleichzeitig vereinbaren beide Parteien eine gegenseitige Werbung bei der 
jeweiligen Klientel. 

Alle weiteren Dinge regelt das Silzungsprctokoll vom 30.11.2010, das mit all seinen 
Anmerkungen Bestandteil dieser Vereinbarung ist. 

~/.11!././f 
Ort, Datum 

....... r.;; .... ~?..:.~!. 47 
Ort, Datum 

Sl3fte.2von2 

111/t ................... . 
Herrn Walter Hecker 
Hülmerhof 

~~ 
40' • •• ·~· ... ·~···· ... ••••• ........... " ... . 

Dr. Erhard Oehm 
Vorsit:zender 
ADAC Hessen-ThOringen e.V. 
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Herrn Norbert Breunig 
Gemeinde Gründau 

3. Gemeindevertretersitzung am 

Vorlage zum TOP ~ 

05.08.2011 

22.0B.2011 

Am Bürgerzentrum 1 

63584 Gründau 
Beratung und Beschlussfassung über den Beitritt 
Interessengemeinschaft gegen Fluglärm und zur 
Solidargemeinschaft für die Einführung des 
Nachtflugverbots •. 

Antrag: ,.Beitritt zur Interessensgemeinschaft gegen Fluglärm und zur 
Solidargemeinschaft für die Einführung "des Nachtflugverbots" 

Sehr geehrter Herr Breunig, 

zur Sitzung der Gemeindevertretung am 22.08.2011 bitten wir Sie, folgenden Antrag auf 
die Tagesordnung zu nehmen: 

Die Gemeinde Gründau tritt der Interessensgemeinschaft der Kommunen im Main-Kinzig­
Kreis gegen den Fluglärm bei und bittet den Landrat des Main-Kinzig-Kreises, im Interesse 
der Städte und Gemeinden des Kreises die Führung zu übernehmen. Ebenso tritt die 
Gemeinde Gründau der Solidargemeinschaft für die Einführung des Nachtflugverbots bei. 

Begründung: 

Durch die Absenkung der Flugrouten im Landeanflug auf den Frankfurter Flughafen und das 
zu erwartende, erhöhte Flugaufkommen mit Inbetriebnahme der neuen Landebahn sehen 
wir eine deutliche Erhöhung der Lärmbelastung im ganzen Main-Kinzig-Kreis und natürlich 
auch im Luftraum über Gründau. 

Wir sind nicht aus Prinzip gegen den Flughafen Frankfurt, sondern sehen in ihm einen 
wichtigen Wirtschaftsfaktor im Rhein-Main-Gebiet. Dennoch erwarten wir von den 
Verantwortlkhen, dass alles getan wird, um Fluglärm und damit verbundene 
gesundheitliche Risiken für die Bewohnern im Bereich der Einflugschneisen so gering wie 
möglich zu halten. Um die Interessen der Gründauer Bürger zu wahren, beantragen wir den 
Beitritt zur Interessensgemeinschaft gegen den Fluglärm unter Führung durch den Landrat 
des Main·Kinzig-Kreises. 

Die weitere Begründung erfolgt mündlich in der Sitzung. 

SPD·Fraktion der SPD Gründau, Fraktionsvor sitzender: Dr. Jürgen Schuhen, lm Wagnersgrund \2, 63584 Gründau Telefon (06058) 917047 
e·A\ail: info@sod·gruendau.de, Internet: http://www.sod-gruendau.de 

zur 
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st fiaktioAdl~~uoort hn wagLsgrund 12. 63584 Gründau 05.08.2011 

Herrn Norbert Breunig 
Gemeinde Gründau 
Am Bürgerzentrum 1 

63584 Gründau 

3. Gemeindevertretersitzung am 22.08.2011 

Vorlage zum TOP ~ 

Beratung und Beschlussfassung über die Aus­
weisung des Renneburger Hügellands als 
Landschaftsschutzgebiet. 

Antrag: Ausweisung des Renneburger Hügellands als Landschaftsschutzgebiet 

Sehr geehrter Herr Breunig, 

zur Sitzung der Gemeindevertretung am 22.08.2011 bitten wir Sie, folgenden Antrag auf 
die Tagesordnung zu nehmen: 

• Die Gemeindevertretung spricht sich für den Erhalt des Renneburger Hügellandes 
als ökologisches Rückzugsgebiet und als Naherholungsraum aus. Die 
Gemeindevertretung strebt daher die Ausweisung des Renneburger Hügellands als 
Landschaftsschutzgebiet an, um diese typische, hessische Landschaft zu bewahren. 

• Der Antrag wird zur weiteren Beratung und Ausarbeitung sowohl in den Agrar- und 
Umweltausschuss als auch in den Bau·, Planungs- und Verkehrsaussch4ss verwiesen. 

• Das von den Ausschüssen erarbeitete Ergebnis wird der Gemeindevertretung 
spätestens zur Sitzung im Dezember 2011 zur weiteren Entscheidung vorgelegt. 

Begründung: 
Das Renneburger Hügelland ist ein landwirtschaftlich genutztes Gebiet zwischen 
Vogelsberg, Wetterau und Spessart. Sowohl für die im Renneburger Hügelland liegenden 
Gemeinden als auch für den Ballungsraum Rhein-Main wird diese Landschaft gerne als 
Naherholungsgebiet "direkt vor der Haustür" genutzt. 

Um verändernde Eingriffe in das Landschaftsbild zu verhindern, wollen wir daher 
erreichen, dass das Renneburger Hügelland den Status eines Landschaftsschutzgebietes 
erhält. 

in Landschaftsschutzgebieten bestehen in der Regel nur geringe Auflagen für die land- oder 
forstwirtschaftliche Bodennutzung. Verboten sind insbesondere alle Handlungen, die den 
Charakter des Gebiets und das Landschaftsbild verändern. 

Die weitere B~ndung erfolgt mündlich. 

D2/ln"-f.chubert 
Fraktionsvorsitzender 

SPD-Fraktion der SPD Gründau, Fraktionsvorsitzender: Dr. Jürgen Schubert, Im Wagnersgrund 12, 63584 Gründau Telefon (06058) 917047 
e-Mail: info@spd-gruendau.de, Internet: http:/ /W'W'N.spd-gruendau.de 
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Herrn Norbert Breunig 
· Vorsitzender der Gemeindevertretung · 
Gemeinde Gründau 
Am Bürgerzentrum 1 

63584 Gründau 

3. Gemeindevertretersitzung am 22.08.2011 

Vorlage zum TOP G:> 

Beratung und Beschlussfassung über die Auf~ 
forderung an den Hallenbadzweckverband zur Ein­
führung eines differenzierten Umlageverfahrens 
nach dem Verursacherprinzip zur Umverteilung 
der jährlichen Unterdeckung des Hallenbadbetriebs. 

Antrag: "Differenziertes Umlageverfahren nach dem Verursacherprinzip zur 
Umverteilung der jährlichen Unterdeckung des Hallenbadbetriebs" 

Sehr geehrter Herr Breunig, 

zur Sitzung der Gemeindevertretung am 22.08.2011 bitten wir Sie, folgenden Antrag auf 
die Tagesordnung zu nehmen: 

Die Vertreter der Gemeinde Gründau im Hallenbadzweckverband werden aufgefordert, 
sich neben vorrangigen Kosteneinsparungen für ein differenziertes Umlag~verfahren zur 
Umverteilung der jährlichen Unterdeckung des Hallenbadbetriebs auf die 
Kostenverursacher einzusetzen. Die Unterdeckung ergibt sich aus den Ausgaben für den 
Hallenbadbetrieb abzüglich der Einnahmen aus allgemeinem Badebetrieb, 
Vereinsbeiträgen und den derzeitigen Zahlungen des Schulträgers. So weit die Einnahmen 
die Ausgaben nicht decken, soll das "differenzierte Umlageverfahren" angewendet 
werden. 

Dieses differenzierte Umlageverfahren ist so zu gestalten, dass nach dem 
Verursacherprinzip getrennt der Zuschussbedarf von den jeweiligen Nutzern übernommen 
werden soll. Das heißt, 

lill für den allgemeinen Badebetrieb von den Mitgliedsgemeinden auf der Basis der 
Einwohnerzahlen, 

l!l für die Vereine im Verhältnis der Nutzungszeiten von den Gemeinden, in denen die 
Vereine ihren Vereinssitz haben, soweit eine Beteiligung des Landkreises und der 
Sportverbände nicht ausreicht, 

111 für die Schulen vom Schulträger. 

Die grundsätzlichen Verteilungsmaßstäbe sind über eine Verbandssatzung zu regeln. 

SPD-Fraktion der SPD Gründau, Fraktionsvorsitzender: Dr. Jürgen Schubert, Im Wagnersgrund 12, 63584 Gründau Telefon {06058) 917047 
e-Mail: info@spd-gruendau.de, Internet: http://WINW.spd-gruendau.de 



Begründung: 

Die Gemeinde Gründau versucht weiterhin, den Hallenbadzweckverband Gelnhausen in 
seiner bisherigen Form zu erhalten. Dies ist auch die Zielrichtung der SPD·Fraktion. Der 
von der Gemeindevertretung beschlossene Austritt aus dem Hallenbadzweckverband war 
nach dem von der Gemeinde Linsengericht erfolgte Austrittsbeschluss zwingend 
erforderlich, um hier die gleiche Position aller Mitglieder im Hallenbadzweckverband zu 
erreichen. Nun sollen Rahmenbedingungen geschaffen werden, unter denen alle drei 
bisherigen Zweckverbandskommunen bereit sind, den Hallenbadzweckverband 
weiterzuführen. 

Die weitere Begründung erfolgt mündlich in der Sitzung. 

,,1J!sJr." 
Fraktionsvorsitzender 


